
E Die Entwicklung der Berufsbildung seit

Anfang der 50er Jahre in Westdeutschland

zeigt zwei auffällige Trends: eine stetig wach-

sende Bedeutung schulischer Berufsbildungs-

angebote und einen Bedeutungsverlust des

dualen Berufsbildungssystems und des

Arbeitsmarktes für Ungelernte. Beide Trends

lassen sich als Anzeichen eines gesellschaftli-

chen Strukturwandels beruflicher Bildung

lesen, auf den mit entsprechenden Lösungs-

ansätzen reagiert werden sollte. Der Autor

zeigt mit einer den gesellschaftlichen Struk-

turwandel ordnungsrechtlich „nachzeichnen-

den“ Berufsbildungsreform einen solchen

Ansatz auf. Ausgehend von den Entwicklungs-

phasen beruflicher Bildung wird das Konzept

der „nachzeichnenden Berufsbildungsreform“

skizziert.

Entwicklungsphasen

In der Nachkriegsentwicklung von dualem Berufsbildungs-
system und staatlicher Berufsbildungspolitik in West-
deutschland lassen sich eine Expansions- und Konsolidie-
rungsphase, eine Zeit verstärkter Reformversuche, staatli-
cher Substitutionsleistungen und eine Restaurationsphase
unterscheiden. 

Expansions- und Konsolidierungsphase

Anfang der Fünfzigerjahre absolvierten rund 60 % der be-
rufsbildungspflichtigen Jugendlichen1 die duale Berufsaus-
bildung, 6 % Berufsfachschulen, und knapp 34 % wechsel-
ten ohne Ausbildungsvertrag auf einen Arbeitsplatz
(24,5 %) oder in die Arbeitslosigkeit (9,3 %). Bis Ende der
50er Jahre ging der Anteil ungelernter und arbeitsloser Ju-
gendlicher um knapp 15 % zurück, während die duale Ver-
sorgungsquote um beinahe den gleichen Prozentsatz stieg
(Abbildung 1). Trotz der positiven Entwicklung zeigten sich
drei Problemfelder staatlicher Berufsbildungspolitik: 

• Eines war die Berufsbildungsbeteiligung. Junge Frauen
blieben von der positiven Ausbildungsstellenmarktent-
wicklung weitgehend ausgeschlossen. In den Fünfziger-
jahren waren sie mit einem Anteil von rund 32 % (Mit-
telwert der 50er Jahre) in der dualen Berufsausbildung
unterrepräsentiert (vgl. auch WANDER S. 289; KRATZSCH b,
S. 458). Außerdem blieben, je nach Arbeitsmarktlage,
1 bis 3 % der Jugendlichen sowohl vom Arbeits- als
auch Ausbildungsstellenmarkt ausgeschlossen (Abbil-
dung 1). Das dürften vor allem lernbeeinträchtigte und
behinderte Jugendliche gewesen sein (WANDER S. 278). 

• Problematisch war auch die Qualität der dualen Berufs-
ausbildung, vor allem in Kleinbetrieben (KRATZSCH a,
S. 319). Ende der Sechzigerjahre lagen erste empirische
Untersuchungen vor, die die „These vom bedauerlichen
Einzelfall“ unzureichender Ausbildungsleistungen wider-
legten (STRATMANN, S. 503 ff.).
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• Schließlich war die duale Berufsausbildung nur unzurei-
chend zwischen Bildungs- und Beschäftigungssystem
eingepasst (WANDER, S. 275; KRATZSCH b, S. 460). Pas-
sungsprobleme mit dem Beschäftigungssystem wurden
auf die überproportionale Ausbildungsbeteiligung von
Kleinbetrieben (KRATZSCH a, S. 320) sowie modisches und
traditionalistisches Ausbildungsverhalten Jugendlicher
zurückgeführt und durch Berufswechsel nach Abschluss
der Ausbildung – häufig verbunden mit einem beruf-
lichen Statusverlust – ausgeglichen (KRATZSCH a, S. 319).
Ein weiterer Problemkreis war die strikte Trennung von
allgemeiner und beruflicher Bildung. Die starre Gliede-
rung des allgemein bildenden Schulwesens und fehlende
Korrekturmöglichkeiten für Bildungswahlentscheidun-
gen trugen zur Segmentierung von Berufs- und Allge-
meinbildung bei.

Die drei kritischen Trends waren die Themen der Reform-
debatten in den 50er, vor allem aber in den 60er Jahren.
Trotz teilweise hochkontroverser Diskussionen lagen, aus
zeitlichem Abstand betrachtet, die Reformvorschläge des
Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungs-
wesen und des Bildungsrates gar nicht so weit auseinander. 
Die große Gruppe Jugendlicher mit arbeitsmarktpolitisch
riskantem Berufsbildungsverhalten sollte an allgemein bil-
denden Schulen mit zielgruppengerechter Berufsberatung
und berufsorientierenden Angeboten an arbeitsmarktpoli-
tisch aussichtsreichere Formen der Erwerbstätigkeit heran-
geführt werden (SCHWARZLOSE S. 310, WANDER S. 290, DEUT-
SCHER AUSSCHUSS S. 143, BILDUNGSRAT 1974, S. 84). Berufs-
schulen sollten mit berufsvorbereitenden Bildungsangebo-
ten – „Vorlehreklassen“ (WANDER, S. 290), Berufsvorschulen
(DEUTSCHER AUSSCHUSS, S. 143) – anschließen. Empfohlen
wurde außerdem, die Jungarbeiterbeschulung2 durch Ein-
führung einer beruflichen Grundausbildung (Deutscher
Ausschuss, S. 141) bzw. einer erweiterten Bildungspflicht
(BILDUNGSRAT, 1974, S. 85) abzuschaffen. 
Um die Ausbildungsqualität in Betrieben anzuheben,
wurde der Gesetzgeber aufgefordert, die Ausbildungs-
eignung rechtlich zu normieren und zu kontrollieren
(KRATZSCH S. 321; DEUTSCHER AUSSCHUSS S. 147; BILDUNGSRAT

1969, S. 21 f.). Die Qualität des Berufsschulunterrichts
sollte durch Einführung des zweiten Berufsschultags (DEUT-
SCHER AUSSCHUSS S. 140; BILDUNGSRAT1969, S. 20) und einer
erweiterten Allgemeinbildung (DEUTSCHER AUSSCHUSS

S. 151 ff.; BILDUNGSRAT 1969, S. 20) verbessert werden. 
Passungsprobleme zwischen Berufsbildungs- und Beschäf-
tigungssystem sollten mit modernen Leitbildern der Berufs-
erziehung (Schwarzlose S. 300), einer Entspezialisierung
(KRATZSCH S. 320; SCHWARZLOSE S. 309; DEUTSCHER AUSSCHUSS

S. 144; BILDUNGSRAT 1970, S. 170 ) und stärkeren Theoreti-
sierung der Berufsausbildung (BILDUNGSRAT 1970, S. 64) ver-
ringert werden.
Am weitesten auseinander lagen die Antworten auf die
Frage, ob und wie allgemeine und berufliche Bildung or-

ganisatorisch miteinander
zu vernetzen sind. Der Deut-
sche Ausschuss sprach sich
letztlich für ein eigenstän-
diges Berufsbildungssystem
mit eigenem Berechtigungs-
wesen aus (DEUTSCHER AUS-
SCHUSS S. 141). Demgegen-

über empfahl der Bildungsrat zunächst die organisatori-
sche Integration (BILDUNGSRAT 1970, S. 159 ff.) und später
die inhaltliche Integration von beruflicher und allgemei-
ner Bildung in der Sekundarstufe II (BILDUNGSRAT 1974). 
Versorgungsprobleme mit betrieblichen Ausbildungsplät-
zen scheinen nur Anfang der 50er Jahre eine Rolle gespielt
zu haben (WANDER S. 290). Selbst die in der zweiten Hälfte
der 60er Jahre entwickelten Vorschläge zur Umstellung der
einzelbetrieblichen Finanzierung auf ein kollektives Finan-
zierungssystem hatten nicht primär ein ausreichendes Aus-
bildungsstellenangebot zum Ziel. Sie waren vielmehr dar-
auf gerichtet, eine von der ökonomischen Leistungs-
fähigkeit der Betriebe relativ unabhängige Ausbildungs-
qualität (LEMPERT 1971, S. 86) und den finanziellen Lasten-
ausgleich zwischen ausbildenden und nicht ausbildenden
Betrieben sicherzustellen (MÄDING 1971, S. 94). 

Reformphase

Die Politik öffnete sich den Reformvorschlägen und setzte
Mitte der 60er Jahre den Bildungsrat ein. 1973 verständig-
ten sich Bund und Länder im Bildungsgesamtplan auf eine
gemeinsame Berufsbildungspolitik entlang den vom Bil-
dungsrat vorgeschlagenen Leitlinien (Bildungsgesamtplan
S. 9). Im gleichen Jahr leitete der Bund mit der Veröffent-
lichung von „Grundsätzen zur Neuordnung der beruflichen
Bildung (Markierungspunkte)“ die Reform der dualen Be-
rufsausbildung in der seit den 50er Jahren diskutierten
Breite und in der vom Bildungsrat vorgeschlagenen Rich-
tung ein. Doch das Reformprogramm zog die Bundesregie-
rung in drei Schritten zurück – Berufsbildungsgesetzent-
wurf 1975; Ausbildungsplatzförderungsgesetz 1976; Be-
rufsbildungsförderungsgesetz 1981 –, so dass von dem
1973 angekündigten Projekt „Berufsbildungsreform“ ledig-
lich Berufsbildungsstatistik und -forschung übrig blieben
(WERNER S. 24 f.).3

Der Reformverzicht des Bundes hatte zwei bis heute nach-
wirkende Konsequenzen: 
• Der Bund steuert seit etwa Mitte der 70er Jahre das duale

Berufsbildungssystem nur mit indirekt wirkenden staat-
lichen Organisationsmitteln (finanzielle Anreize, großzü-
gige Qualitätsnormen und -kontrollen; rechtliche Deregu-
lierungen und Appelle an die Ausbildungsverantwortung
der Wirtschaft). Indirekte Steuerungsmittel aber haben
keine gesicherten Kapazitätseffekte, das Ausbildungsstel-
lenangebot folgt eher dem Arbeitskräftebedarf von Unter-
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nehmen als dem in politischen Appellen geäußerten
gesellschaftlichen Berufsbildungsbedarf (Abb. 3). 

• Durch den Verzicht auf ein kollektives Finanzierungs-
system war es nicht möglich, das Ausbildungsstellenan-
gebot innerhalb des dualen Systems der Ausbildungs-
platznachfrage anzupassen. Die notwendigen Anpassun-
gen brechen sich im ordnungsrechtlichen Schatten des
dualen Systems Bahn. 

Substitutionsphase

Der schrittweise Reformverzicht des Bundes auf der einen,
die zahlenstarken Jahrgänge und eine drastisch zuneh-
mende Jugendarbeitslosigkeit auf der anderen Seite be-
schleunigten noch in den 70er Jahren den gesellschaft-
lichen Strukturwandel beruflicher Bildung. 
Allein zwischen 1975 und 1982 nahm der von Berufsfach-
schulen übernommene Versorgungsanteil um 7 Prozent-
punkte von 13,8 % auf 20,8 % (Abbildung 1) zu. Ab 1980
beteiligte sich der Bund mit dem Benachteiligtenprogramm
an der Übernahme von Ausfallbürgschaften für die duale
Berufsausbildung (BERUFSBILDUNGSBERICHT 1979, S. 47 f.;
KOCH/REULING, S. 71 ff.). In den alten Bundesländern waren
in den 80er Jahren etwa 1% der eingetragenen Ausbildungs-
verhältnisse Ausbildungen auf dem zweiten Ausbildungs-
stellenmarkt, 1998/99 waren es knapp 2 %.4 Hamburg,
Hessen, das Saarland und Nordrhein-Westfalen unterhal-
ten einen mit Landesmitteln finanzierten zweiten Ausbil-
dungsstellenmarkt (BERUFSBILDUNGSBERICHT 1999, S. 237).
Bereits in den 50er Jahren begannen einige Bundesländer
in bescheidenem Umfang, mit „Berufsfindungs- und An-
lernklassen für Sonderschüler“ und „Grundlehrgängen“
Jungarbeiter bzw. deren arbeitslose Vertreter an qualifi-
zierte Formen der Erwerbstätigkeit heranzuführen (Statisti-
sches Bundesamt VIII/15/1 und Reihe 10). Eine flächen-
deckende Reform der Jungarbeiterausbildung wurde Ende
der Sechzigerjahre eingeleitet. Dabei wurde sukzessive ein
Subsystem „Berufsvorbereitung“ ausdifferenziert. Es ent-
standen berufsvorbereitende Bildungsangebote für Jugend-
liche, die das allgemein bildende Schulsystem ohne Bil-
dungsabschluss oder Berufswahlentscheidung verlassen
hatten, für jugendliche Zuwanderer und für Behinderte. 
Noch 1968 wechselten 13,6 % der Jugendlichen entweder
auf Arbeitsplätze für Ungelernte (12,5 %) oder direkt in die
Arbeitslosigkeit (1,1 %), nur etwa 0,1 % der berufsbildungs-
pflichtigen Jugendlichen besuchten berufsvorbereitende
Bildungsmaßnahmen. In einem Zeitraum von gut 30 Jah-
ren kehrte sich dieses Beteiligungsbild durch die eingelei-
teten Reformen um. 1998/99 weist die Bundesstatistik – in-
direkt – 0,5 % ungelernte Jugendliche für die alten Bun-
desländer aus, und es nahmen – nach der dieser Arbeit zu-
grunde gelegten Statistik – 5,4 % der berufsbildungspflich-
tigen Jugendlichen in den westlichen Bundesländern an
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (Berufsvorbe-
reitungsjahr; Lehrgänge der Arbeitsverwaltung) teil.
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Abbildung 2  Private und öffentliche Finanzierungsquote 1950–1998/99
(Westdeutschland) 6

Abbildung 1  Privat- und Staatsquote in der beruflichen Bildung 1950–1998/99
(Westdeutschland) 5

Abbildung 3  Arbeitsmarktabhängigkeit des dualen Berufsbildungssystems 7

Demographische Entwicklung berufsbildungspflichtiger Jugendlicher (1970 = 100 %)
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Reform der Jungarbeiterausbildung:
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Restaurationsphase

Bis etwa Mitte der 80er Jahre hatte in Westdeutschland das
Gros der zahlenstarken Jahrgänge das berufliche Bildungs-
wesen passiert, so dass sich die Situation auf dem Ausbil-
dungsstellenmarkt allmählich normalisierte. Aber bereits
Anfang der 90er Jahre wurde die Politik von einem erledigt
geglaubten Problem wieder eingeholt. Trotz rückläufiger
Schülerzahlen zog die Staatsquote beruflicher Bildung ab
1992 fast linear beschleunigt an (Abbildung 1). Mit den
nun einsetzenden Versuchen, das duale System beruflicher
Bildung zu stabilisieren, begann die Restaurationsphase
staatlicher Berufsbildungspolitik. Ausbildung, so die neue
Lösungsformel, ist weniger von den Berufsbildungsan-
sprüchen Jugendlicher, sondern verstärkt von den Betrie-
ben her zu denken (Bundesminister, Pressemitteilung 1996,
S. 2). Bei dieser Strategie schlagen berufsbildungspolitische
Steuerungsprobleme, politisch als Sachzwänge verpackt,
auf die Gestaltung beruflicher Bildung durch: partielle
Rückkehr zum eintägigen Berufsschulunterricht, Kleinbe-
triebe als Vorbilder einer kostengünstigen Ausbildungsor-
ganisation (BERUFSBILDUNGSBERICHT 1995, S. 13) und mehr
Lernen am Arbeitsplatz. 
Bisher hat die restaurative Berufsbildungspolitik den Trend
zur öffentlich geförderten Ausbildung nicht brechen kön-
nen. Die sich 1998/99 abzeichnende Stagnation der Staats-
quote scheint auf die Arbeitsmarktentwicklung zurückzu-
führen zu sein (Abbildung 3).

Steigende Staatsquote

Durch den sukzessiven Ausfall des Arbeitsmarktes für Un-
gelernte und die außerhalb der dualen Berufsausbildung
vorgenommenen Anpassungen der beruflichen Bildungs-
und Ausbildungsangebote an den gesellschaftlichen Bedarf
haben sich die faktischen Zuständigkeiten in der beruf-
lichen Bildung deutlich verschoben. Nahmen zu Beginn der
50er Jahre lediglich 5,2 % der Jugendlichen staatliche An-
gebote an, so besuchten im Schuljahr 1998/99 etwa 30 %
der berufsbildungspflichtigen Jugendlichen Westdeutsch-
lands öffentlich finanzierte Maßnahmen (Abb. 1).
Der öffentliche Finanzierungsanteil liegt mit 66 % (Abb. 2)
deutlich höher, da das Selbstfinanzierungsprinzip der dua-
len Berufsausbildung – Auszubildende erwirtschaften ihre
Ausbildungskosten teilweise oder ganz durch produktive
Tätigkeiten – im staatlichen Sektor nicht greift. 
Parallel zum gesellschaftlichen Strukturwandel beruflicher
Bildung haben sich zwei berufsbildungspolitische Stile und
in deren Folge eine berufsbildungspolitische Arbeitsteilung
zwischen ausbildender Wirtschaft auf der einen, Bund und
Ländern auf der anderen Seite herausgebildet. Der Bund
steuert die duale Berufsausbildung mit den indirekt wir-
kenden Mitteln und Methoden marktwirtschaftlicher Be-
rufsbildungspolitik (BERUFSBILDUNGSBERICHT 1985, S. 10). Da-
mit ist offensichtlich der gesellschaftliche Berufsbildungs-
bedarf nicht zu decken, das Ausbildungsstellenangebot
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folgt hauptsächlich der Arbeitsmarktentwicklung (Abb. 3).
Der Bund, vor allem aber die Länder flankieren die markt-
wirtschaftliche Politik mit Mitteln und Methoden einer
sozialintegrativen Berufsbildungspolitik – sie schließen
Funktionslücken der dualen Berufsausbildung nicht aus
direkten wirtschaftlichen Verwertungsinteressen, sondern
aus Gründen gesellschaftlichen Zusammenhalts.
Berufsbildungspolitisches Problem nun ist, dass die Ergeb-
nisse des Strukturwandels – Berufsfachschulen, Berufsvor-
bereitungsjahr – funktional, nicht aber ordnungsrechtlich
mit der dualen Berufsausbildung koordiniert sind. Auf die-
sem Widerspruch beruht ein wesentlicher Teil der bisheri-
gen Krisen beruflicher Bildung.

„Nachzeichnende“ Berufsbildungs-
reform

Der Gesetzgeber könnte hier zur Lösung der Probleme bei-
tragen, wenn er den gesellschaftlichen Strukturwandel be-
ruflicher Bildung ordnungsrechtlich nachzeichnen würde.
Bei diesem historisch gesehen zweiten Reformversuch hätte
er drei seit den 70er Jahren gesammelte berufsbildungspo-
litische Erfahrungen zu berücksichtigen: Er verfügt nicht
über die berufsbildungspolitischen Steuerungskapazitäten,
um das duale System dem gesellschaftlich nachwachsen-
den Berufsbildungsbedarf anzupassen; der Versuch, staat-
liche Berufsbildungsangebote über rechtlichen Zwang mit
der dualen Berufsausbildung zusammenzuführen, ist, wie
das Schicksal des BGJ und die Handhabung der Berufs-
fachschul-Anrechnungsverordnung auf Länderebene zeigt,
gescheitert; und ebenso geht die Rechnung kaum auf, mit
sehr hohen finanziellen Aufwendungen je Schüler alle po-
tenziellen Jungarbeiter an die berufliche Standardqualifi-
kation heranzuführen.

Demnach hätte staatliche Berufsbildungspolitik drei Kon-
sequenzen zu ziehen. Der Gesetzgeber sollte erstens be-
rufsbildungspolitisch plural denken, um zweitens das im
schulischen Sektor entstandene Problemlösungspotenzial
zur Behebung des chronisch gewordenen Ausbildungs-
platzmangels ordnungspolitisch konsequent einzusetzen.
Dabei kann er die Fehler der Anrechnungspolitik aus den
70er Jahren wohl nur vermeiden, wenn er um praktische
Ausbildungskomponenten erweiterte Berufsfachschulen als
weitere Lernorte für Berufsausbildungen in staatlich aner-
kannten Ausbildungsberufen im Konsens mit der ausbil-
denden Wirtschaft umgestaltet. Schließlich ließe sich drit-
tens auch die stecken gebliebene Reform der Jungarbeiter-
ausbildung zum Abschluss bringen. In einem System, das
Berufsausbildung quasi als Bürgerrecht garantiert, lassen
sich berufliche Qualifikationsniveaus dem Bildungs- und
nicht lediglich dem einzelbetrieblichen Bedarfsprinzip ent-
sprechend nach Eignung und Leistung frei wählen.

Zeichnet der Gesetzgeber den gesellschaftlichen Struktur-
wandel ordnungsrechtlich in der skizzierten Weise nach,
verbindet er beide Berufsbildungssektoren – duale und
schulische Berufsausbildung – flexibel miteinander, so dass
sie wie zwei kommunizierende Röhren aufeinander reagie-
ren: Nachlassende oder gesteigerte Ausbildungsaktivitäten
der Wirtschaft erhöhen oder senken die Staatsquote in der
beruflichen Bildung. Sie werden aber nicht mehr als berufs-
bildungspolitische Versorgungskrise wahrgenommen, weil
Ausbildungen in staatlich anerkannten Ausbildungsberu-
fen sowohl im öffentlichen als auch im privaten Sektor
dualer Berufsausbildungen möglich sind.
Die flexible Integration von dualer und schulischer Berufs-
ausbildung hätte zudem erhebliche finanzpolitische Effek-
te. Nach Schätzungen der Kul-
tusministerkonferenz wechseln
etwa 70 % der Berufsfachschü-
ler in eine duale Berufsausbil-
dung. Bei der dieser Untersu-
chung zugrunde gelegten Sta-
tistik beträfe das jährlich etwa
137.000 Berufsfachschüler. Je
ehemaligen Berufsfachschüler
entstehen dadurch jährliche
Mehrkosten von etwa 10.600
DM (6.340 DM betriebliche
und 4.250 DM berufsschu-
lische Ausbildungskosten).
Durch den Ausbau von Berufs-
fachschulen als Lernorte für
staatlich anerkannte Ausbil-
dungsberufe ließen sich in den
alten Bundesländern 1,452
Mrd. DM je Ausbildungsjahr
sparen, davon würden ca. 580
Mio. DM auf die öffentlichen
Haushalte und ca. 868 Mio.
DM auf die private Wirtschaft
entfallen.

Die ordnungsrechtliche Aner-
kennung der Schattenreformen
aus den 70er und 80er Jahren
wäre der erste, Ungereimthei-
ten und Ungerechtigkeiten be-
seitigende und zudem kosten-
senkende Schritt auf dem Weg
zu einem integrierten Berufs-
bildungssystem. Als zweiter
Schritt bietet sich die Integra-
tion von beruflicher Erstaus-
bildung, Weiterbildung und
Studium zu einem für jeden
offenen System lebensbeglei-
tenden Lernens an.
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Anmerkungen

1 Zum Konzept berufsbildungspflichtige
Jugendliche vgl. Reier 1996, S. 115 f.

2 Jungarbeiter: Berufstätige Jugendliche, die
sich nicht in einem Berufsausbildungsver-
hältnis befinden (jugendliche Hilfsarbeiter)

3 Auf die in den Zuständigkeitsbereich der
Länder fallenden Reformprojekte kann
nicht eingegangen werden.

4 Dieser Prozentsatz ergibt sich, wenn die
von der Bundesanstalt für Arbeit veröffent-
lichten Zahlen in Beziehung zum Statistik-
ansatz dieser Arbeit gesetzt werden.

5 Zur Statistik: Zahlenreihen zusammenge-
stellt aus den Jahresveröffentlichungen des
Statistischen Bundesamtes (Statistische
Berichte VIII/15/ 1; 1949–1956; dass.;
Bildung und Kultur, Reihe 10, Bildungswe-
sen, II. Berufliche Schulen, Jahrgänge
1957 bis 1972; Bildung und Kultur, Fach-
serie 11, Reihe 2, Berufliche Schulen
(Jahrgänge von 1973 bis 1998/99. Zur
Geschichte der betrieblichen Berufsbil-
dungsstatistik vgl. Werner, S. 24). Der
Datengruppierung liegt ein vom Autor ent-
wickeltes Statistikmodell zugrunde (Reier
1996 S. 115; Reier 2000 S. 83 ff.). Die
Statistik hat Unschärfen und kann sich
deshalb nur Trendaussagen zutrauen.

6 Zugrunde gelegt ist ein Kostenrechnungs-
modell, wie es an anderer Stelle (Reier
2000, S. 87 ff.) entwickelt wurde. Die Eck-
daten des Modells (Kosten je Auszubilden-
den/Schüler und Jahr): betriebliche Ausbil-
dungskosten: 6.340 DM (Nettokosten nach
v. Bardeleben); Kosten des Berufsschulun-
terrichts: 4.240 DM; Berufsfachschüler:
10.500 DM; Berufsvorbereitungsschüler:
15.000 DM; überbetriebliche Ausbildung:
25.000 DM (lt. Haushaltsplan der BA);
berufsvorbereitende Lehrgänge der Arbeits-
verwaltung: 23.000 DM (lt. Haushaltsplan
der BA). Die Kosten für Berufsschul-,
Berufsfachschul- und Berufsvorbereitungs-
jahr sind auf Hamburger Bedarfsgrundla-
gen errechnet worden. 

7 Datenbasis Arbeitslosenquote: Statistisches
Bundesamt, Lange Reihen zur Wirtschafts-
entwicklung, Jahrgänge 1973, 1984,
1992, 1998


